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Anmerkung 
Sollte eine in dieser Politik enthaltene Bestimmung den lokalen Gesetzen, Regelungen und Vorschriften eines Rechtsträgers 

widersprechen, sind diese lokalen Gesetze, Regelungen und Vorschriften maßgeblich. 
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Antidiskriminierungspolitik des Vorstands 

 

Der Vorstand von Indorama Ventures Public Company Limited bekräftigt hiermit, dass er sich 

an alle bestehenden Richtlinien des Unternehmens hält und jegliche Form der Diskriminierung 

bei der Ernennung und Vergütung von Vorstandsmitgliedern ablehnt, darunter unter anderem 

die Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Rasse oder Religion oder sonstige von der 

Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte1 der Vereinten Nationen anerkannte Formen. 

In Anbetracht der Tatsache, dass Vorstandsmitglieder mit umfangreicher Erfahrung ernannt 

werden müssen, die einen Beitrag zum Ideenaustausch und der Führung des Unternehmens 

leisten können, hat der Vorstand eingewilligt, keine positive oder negative Voreingenommenheit 

oder Diskriminierung an den Tag zu legen und neue Mitglieder auf Basis ihrer Qualifikationen 

und Erfahrung sowie der Fähigkeit, zum Erfolg des Unternehmens beizutragen, in den Vorstand 

zu berufen. 

                                                           
1
  In der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen steht: 

„Artikel 2. 
Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeinen 
Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger 
Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand. Des Weiteren darf 
kein Unterschied gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen oder internationalen Stellung des 
Landes oder Gebietes, dem eine Person angehört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter Treuhandschaft 
steht, keine Selbstregierung besitzt oder sonst in seiner Souveränität eingeschränkt ist.“ 
Quelle: http://www.un.org/en/universal-declaration-human-rights/  
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